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PRASIDENTENKONFERENZ 

DER LANDWIRTSdHjF

. 

TSKAMMERN 
ÖSTERREICHS I 

" 

An das 
Präsidium des 
Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: 

" . 
am 11.4.19 9 0  

Unser Zeichen: 
S-490/N 

Durchwahl: 
479 

Betreff : Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulor­
ganisationsgesetz und das Schulzeitgesetz 1985 
geändert werden 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs beehrt sich, dem Präsidium des Nationalrates die 

beiliegenden 25 Abschriften ihrer Stellungnahme zum Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulorganisationsgesetz 

und das Schulzeitgesetz geändert werden, mit der Bitte um 

Kenntnisnahme zu überreichen. 

25 Beilagen Für den Generalsekretär: 

gez. Dr. Schuberth 

1014 Wien, Läwelstraße 12, Postfach 124, Telefon 53 441, Telefax 53 441 328, Fernschreiber 13/5451 

20/SN-305/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



�' PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

A B 5 e H R 1 F T  

Rn das 

BUfldesmini5terium für 

Unterricht/ Kunst und Spart 

1ino!�itenplatz S 
/010 Wien 

Ihr Zeichen/Sctlreiben vom: 

12.690/38-111/2/90 1.3.1990 

Wien, am 10,4, "90 

unser L81Cfl2fi: 

S-J90/5ch 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem dd� 
ganisationsges9tz und das SChulzeitgesetz 
geljnder t werden 

Vii! (,mahl: 

4i:, 

lJuLOr­

-j93.'! 

Vi e Präs.i den tenkon ferenz der L anol'/.i r t 5 cha f t s kamfiler r 05 ter-

reichs beehrt sich� zu den vorgelegten EntwUrfen von Novel­

len zum Schulorganisationsgesetz und zum SchulzeitgESE'tz 

wie folgt 5teLlung zu nehmen: 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern ist 

uberrd�LlIl� wCJU uo::> .J.)WilUt::'::>III.LIt.l.::,(e'! .1 um rur unterrictlt� gunst 

und Sport von einem im Oktober 1989 mit dem damals zur 

Be gut ach tun g v �r � /::;' 11 U I:::' ( /::;' 11 IJ /::;'::> /::;' L L /::;'!1 l W ur' T ( L L .  I cf • b'!:I {} /20 -

I II/2/B9) verfat gten Pl an Rbs tanä nimmt, im Sinne des Rr­

beitsUbereinkommens der Regierungsparteien vom 16. Jänner 

19B7 (Beilage 16) auf Grund positiver Erfahrung�n aus 

Schul versuchen auch Schul formen mi t Nachmi t tagsbetreuur"lq 

unter Wahrung des Prinzips der Freiwilligkeit in das Re­

gelschulwesen aufzunehmen. nie Präsidentenkonferenz hatte 

diesem Plan in ihrer Stellungnahme (Schreiben an das do. 

Bundesministerium vorn -/4. 12. 7989,. Zl. 5-10B9/5ch) grundsätz-

lich zugestimmt unä die erkLär'U,' P/:!�icht des f1ini5tl?l�ium5 

begrUßt� dabei das Hauptaugenmerk auf die l�rmeidun9 einer 

"Verschuluny" der Kinder bis in die Abendstunden und auf 
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dem Grundsatz der FreiwiLLigkeit der nachmittägigen Be­

treuung der SchUler zu Legen. Die nunmehr gewdhlte Vor­

gangswei se en t spr ich t dem Ar'b/:."j t stJberei nkommen der Regi e­

rungsparteien keineswegs und ist in mancher Hinsicht prob­

L ema tisch.' 

Die Er L äu t ernden Bemerkungen zu EJJ!J.L..t_L�_Cfi 131 b "Fol (-

_se t zung 11er '-� ctj.!di.'c!.f::.)L�?J.-Lc!l!L_[Y.L. qan;: t i:iQUI? S ctw L torn7t;�!l..'L 

verweisen daraut-; "daß di e berei t5 zur Begu tach tung ge­

standenen GesetzesentwUrfe fUr die Uber fUhrung der SchuL­

versuche in das Regelschulwesen im Begutachtungsverfahren 

keine s tarA" UtJenvi egende Zus t immung gefunden haben, äeswe­

gen werde eine Rbänderung der SchuL versuche zur Erdrterung 

gestelLt.! die eine Leichtere Uberf0hrbarkeit in der nach-

s ten L egi s la turper 1: ode ermögL i crlen soL L . " Es ers chei nt 

g rundsätzlich fr agwUrc 1ig .! aus diesem Grund die derzei tige 

Versuchsanordl7ung abzuändern, 5 tat f: in Gesprächen und Ver­

handLungen einen verbesserten und a�zeptabLen Text zur Uber­

fUhrung der SchuL versuche in das Regelschulwesen zu suchen . 

.In � 3.1.JL.JllJ..;Z;....:._:? wi I'd in metireren Punkten vers uetl t., die 

vorgesehene Versuchsanordnung zu definieren. Dies ist 

da der Text eindeutig 

eine Definition fUr den Schulversueh Ganztagsschule gibt 

und eine soLche fUr die Tagesheimschule unterläßt . 

.In der i nhal tL i ct/ neuen ? . ____ 1. ist vorgesehen, ei nen Lehr-

pLan fUr die gegenstandsbezogene und individuelle Lernzeit 

zu verfassen und zu erprooen. Ein Lehrplan (ur diesen Be­

treuungsbereich ist ein Widerspruch in sich.! wenn keine 

Verschulung angestrebt wird. 

In Z. fi fe.f"J[ t etwa jecJe Aussage zu äer auch von der Präsi­

dentenkonferenz angeregten MbgLichkeit der tageweisen 

Rnme! dung., jede Russage Uber d�i e Frei wi l Li gkei t und über 

di e MbgL i chkei t �v,H)ref7d des SchI' I. ver's uches im laufenden 

Schuljahr in diesen ein- oder aus diesem auszusteigen . 
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z. 6 orientiert sich offenbar an der GanztagsschuLe� denn 

es wird für die Fäl. Le der EinschuLung darauf" verwiesen" 

daß SchüLern� die einen ScnuLversuch ohne Betreuungsteil 

wünschen � ein zumutbarer Schufw2Q (Definition fehlt!) zu 

ermögLichen ist. Es soLLte vieLmehr dem Schüler einer 

alLgemei nen Pflichtschule der Besuch seiner, dem Regel­

schulwesen entsprechenden Sprenge ls chule sichergestelLt 

sei n . Z. 6 wird daher abgelehnt. 

In § 131 b Rbs . .  1 wirl1 eine Verdoppelung der Zahl der 

SchuL versuche vorgesehen. Den Erläuterungen ist zu entneh­

men� daß nach (JolLausbau dieses 5chulversuches Kosten von 

knapp 1 I1rd. S anfaLLen werden. Hier zeigt sich ein gravie­

render Fehler dieser Konstruktion, die die Einführung nines 

Be treuunqsbeitraQ!?.!2. vermeidet und ohne Rücksicht aur 

S t euergel der die Privilegienwirtschaft der kostenlosen 

Nachmittagsbetreuung unabhängig von einer sozialen Recht­

fertigung fortsetzt. Die Prljsidentenkanferenz ist eIer Ruf"­

fassung� daß die ganztägigen Schul versuche zwecks späterer 

Uber führung in das Regelschulwesen nur dann in allenfaLLs 

erwei ter ter For:.'"! wei tergeführ t .",.erden dürften" wenn für den 

Betreuungsteil grundsätzlich kostendeckende Beiträge einge­

hoben werden . Vi e Ei nhebung SOL cher Bei träge der Ei te/rn für 

die SChÜLer sChfi'int deshaLb gerechtfertigt" weiL das Inter­

esse an ganztägigen 5chulformen mit Betreuungsteill wie im 

Uorentwurf- zitiert wurde� im wes entli chen nur im städti­

schen Berei ch für ei nen bes t immten Tei l der BeV'dt kerl.Nllgj 

besteht. FUr soziaL schwach gestelLte Eltern sollte aller­

dings die l1ögl i ehkei t der Gewährung von BeitJi L fen zu den 

Kosten des Betreuungsteiles vorgesehen werden. 

25 Rbschriften dieser SteLLungnahme werden wunsc,fTJgernaiiS 

gLeiChzeitig dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Der Präsiden t : 

gez. NR OkR Iny. DerfLer 

!J;?r Ger:N?ra/[ selkretä1r: 

gez. Pipi.Ing. Strssser 
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